
 

 

Auszüge aus dem  

vom 16. September 2014 
 

(4) Die Hochschulen fördern bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben die tatsächliche Durchset-

zung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern in der Hochschule und wirken auf die 

Beseitigung der für Frauen bestehenden Nachteile hin. Bei allen Vorschlägen und Entscheidun-

gen sind die geschlechtsspezifischen Auswirkungen zu beachten (Gender Mainstreaming). Die 

Hochschulen tragen der Vielfalt ihrer Mitglieder (Diversity Management) sowie den berechtig-

ten Interessen ihres Personals an guten Beschäftigungsbedingungen angemessen Rechnung. 

(5) Die Hochschulen wirken an der sozialen Förderung der Studierenden mit. Sie berücksichti-

gen mit angemessenen Vorkehrungen die besonderen Bedürfnisse Studierender und Beschäf-

tigter mit Behinderung oder chronischer Erkrankung oder mit Verantwortung für nahe Angehö-

rige mit Pflege- oder Unterstützungsbedarf sowie mit Kindern. Sie fördern die Vereinbarkeit von 

Studium, Beruf und Erziehung für die Studierenden und Beschäftigten mit Kindern, insbesonde-

re durch eine angemessene Betreuung dieser Kinder. Sie nehmen die Aufgaben der Berufsbil-

dung nach dem Berufsbildungsgesetz wahr. Sie fördern in ihrem Bereich Sport und Kultur. 

(1) Die Gremien der Hochschule müssen geschlechtsparitätisch besetzt werden, es sei denn, 

im Einzelfall liegt eine sachlich begründete Ausnahme vor. Bei der Aufstellung von Listen und 

Kandidaturen für Wahlgremien soll auf die paritätische Repräsentanz geachtet werden. § 21 

Absatz 3 Satz 3 bleibt unberührt. Soweit Gremien nach Gruppen getrennt besetzt werden, kann 

dem Gebot der geschlechtsparitätischen Besetzung im Sinne des Satzes 1 dadurch entspro-

chen werden, dass der Frauenanteil in der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-

rer mindestens dem Frauenanteil entspricht, der in der Gruppe der Hochschullehrerinnen und 

Hochschullehrer ausgewiesen ist, aus deren Kreis die Gremienbesetzung erfolgt, und hinsicht-

lich der weiteren Gruppen eine geschlechtsparitätische Besetzung nach Satz 1 vorliegt. Voraus-

setzung dafür ist, dass eine geschlechtsparitätische Besetzung in dieser Gruppe trotz intensiver 

Bemühungen nicht gelingt. Die Bemühungen sind entsprechend Absatz 4 Satz 1 aktenkundig 

zu machen. 

(2) Werden bei mehreren Hochschulen Gremien gebildet oder wiederbesetzt, müssen die ent-

sendenden Hochschulen ebenso viele Frauen wie Männer benennen, es sei denn, im Einzelfall 

liegt eine sachlich begründete Ausnahme vor. Besteht das Benennungsrecht nur für eine Per-

son, müssen Frauen und Männer alternierend berücksichtigt werden, es sei denn, im Einzelfall 

liegt eine sachlich begründete Ausnahme vor. Bei ungerader Personenzahl gilt Satz 2 entspre-

chend für die letzte Position. Die Sätze 1 bis 3 gelten für die Begründung der Mitgliedschaft in 

einem Gremium durch Berufungsakt einer Hochschule entsprechend. Weitergehende Vor-

schriften bleiben unberührt. 
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(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die Entsendung von Vertreterinnen und Vertretern durch 

Hochschulen in Gremien außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes. 

(4) Die Ausnahmegründe für ein Abweichen von den Bestimmungen zur Gremienbesetzung 

sind in dem einzelnen Abweichungsfall aktenkundig zu machen. Sind die Ausnahmegründe im 

Falle der Besetzung des Rektorats, des Senats, des Fachbereichsrats oder der Berufungskom-

mission nicht aktenkundig gemacht worden, ist das jeweilige Gremium unverzüglich aufzulösen 

und neu zu bilden, es sei denn, die Gründe werden unverzüglich nachträglich aktenkundig ge-

macht. 

 

(1) Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte hat die Belange der Frauen, die Mitglieder oder An-

gehörige der Hochschule sind, wahrzunehmen. Sie wirkt auf die Erfüllung des Gleichstellungs-

auftrages der Hochschule hin. Insbesondere wirkt sie auf die Einbeziehung gleichstellungsrele-

vanter Aspekte bei der wissenschaftlichen, administrativen und technischen Arbeit, bei der 

Entwicklungsplanung, bei Personal- und Strukturmaßnahmen und bei der leistungsbezogenen 

Mittelvergabe hin. Sie kann hierzu an den Sitzungen der Hochschulwahlversammlung, des Se-

nats, des Hochschulrates, des Rektorats, der Fachbereichsräte, der Berufungskommissionen 

und anderer Gremien mit Antrags- und Rederecht teilnehmen; sie ist wie ein Mitglied zu laden 

und zu informieren. 

(2) Die Hochschule regelt in ihrer Grundordnung insbesondere Wahl, Bestellung und Amtszeit 

der zentralen Gleichstellungsbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen. Wählbar sind alle weib-

lichen Mitglieder der Hochschule. Die fachliche Qualifikation der Gleichstellungsbeauftragten 

soll den umfassenden Anforderungen ihrer Aufgaben gerecht werden; dies setzt entweder ein 

abgeschlossenes Hochschulstudium oder eine im Einzelfall nachgewiesene andere fachliche 

Qualifikation voraus. Die Funktion ist hochschulöffentlich auszuschreiben. 

(3) Die Fachbereiche bestellen Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereichs und ihre Stellver-

tretungen. Die Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereichs wirkt auf die Einbeziehung gleich-

stellungsrelevanter Aspekte bei der Erfüllung der Aufgaben des Fachbereichs hin. Sie kann in 

Stellvertretung der zentralen Gleichstellungsbeauftragten an Sitzungen der Fachbereichsräte 

und der Berufungskommissionen und anderer Gremien der Fachbereiche teilnehmen. Die 

Grundordnung kann vorsehen, dass für mehrere Fachbereiche auf der Grundlage einer Ordnung 

dieser Fachbereiche eine gemeinsame Gleichstellungsbeauftragte bestellt werden kann, wenn 

diese Bestellung mit Rücksicht auf die Aufgaben und Größe dieser Fachbereiche zweckmäßig 

ist und im Benehmen mit der Gleichstellungsbeauftragten erfolgt. 

(4) Die Hochschule richtet eine Gleichstellungskommission ein. Diese berät und unterstützt die 

Hochschule und die Gleichstellungsbeauftragte bei der Erfüllung des Gleichstellungsauftrages. 

Das Nähere zur Gleichstellungskommission regelt die Hochschule in ihrer Grundordnung. 

(5) Bei der Mittelvergabe an die Hochschulen und in den Hochschulen ist der Gleichstellungs-

auftrag angemessen zu berücksichtigen. Dies gilt insbesondere für die leistungsbezogene Mit-

telvergabe, die Entwicklung gendergerechter Finanzierungsmodelle und die Ausstattung und 

Entlastung der Gleichstellungsbeauftragten. 

(6) Im Übrigen finden die Vorschriften des Landesgleichstellungsgesetzes Anwendung. 



 
 

 

(1) Das Rektorat setzt für die in den Fachbereichen vertretenen Fächergruppen im Einverneh-

men mit der Dekanin oder dem Dekan eine Gleichstellungsquote für in der Regel drei Jahre 

fest; der Beschluss ist im Verkündungsblatt zu veröffentlichen. Die Gleichstellungsquote bildet 

das Verhältnis zwischen den Frauen und Männern ab, die in der jeweiligen Fächergruppe inner-

halb einer Ausgangsgesamtheit die Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Pro-

fessoren erfüllen. Bei der Festsetzung der Gleichstellungsquote bestimmt das Rektorat die 

Ausgangsgesamtheit, innerhalb derer das Verhältnis nach Satz 2 ermittelt werden soll, nach 

sachgerechten, an dem Ziel der Gewährleistung der Chancengerechtigkeit orientierten Krite-

rien. 

(2) Die Hochschule strebt an, in den Fächergruppen ein Verhältnis zwischen Professorinnen und 

Professoren zu erreichen, welches der Gleichstellungsquote nach Absatz 1 entspricht. Dies gilt 

insbesondere hinsichtlich der Ausgestaltung des Verfahrens zur Vorbereitung der Berufungs-

vorschläge, der Beschlussfassungen der Berufungskommissionen und des Fachbereichsrats 

über den Berufungsvorschlag sowie hinsichtlich der Berufungen durch die Rektorin oder den 

Rektor. Satz 1 findet keine Anwendung, soweit in der Hochschule in einem Fach oder einer 

Fächergruppe der Anteil der Professorinnen im Verhältnis zu dem Anteil der Professoren über-

wiegt. 

(3) Die Hochschule wirkt darauf hin, dass innerhalb der Mitglieder der Gruppen nach § 11 Ab-

satz 1, insbesondere innerhalb der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, das 

Verhältnis zwischen Frauen und Männern angemessen ist. 

(4) Das Nähere, insbesondere hinsichtlich der Festsetzung der Gleichstellungsquote und der 

Bildung der Fächergruppen, regelt mit Ausnahme des Verfahrens der Berufung durch die Rek-

torin oder den Rektor die Berufungsordnung. 

 

 


